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Preußiſche Gefekfammlung 


Jahrgang 1915 Nr. 49. 


zwiſchen Preußen und Anhalt wegen des Verfahrens in Knappſchaftsangelegenheiten, Hille 
Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Anhalt am 5/2. Of 
tober 1915 vereinbarten Staatsvertrags wegen des Verfahrens in Knappſchaftsangelegenheiten, 
S. 162. — Bekan utmachung der nach dem Geſetze vom 10, April 1872 durch die Regierungsamts⸗ 
blätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 163. 


(Nr. 11472.) Allerhöchſter Erlaß wegen Aufhebung der kurheſſiſchen Verordnung vom 10. No. 
vember 1853, ſoweit ſie ſich auf die Einrichtung einer Polizeidirektion in 
Fulda bezieht, und wegen Überlafjung der Ortspolizei in der Stadt Fulda 
an die dortige Stadtgemeinde. Vom 20. November 1915. 


Auf den Bericht vom 13. November d. Js. beſtimme Ich, daß die Verordnung 
vom 10. November 1853 Gurheſſiſche Geſetzſammlung S. 149), ſoweit fie ſich 
auf die Einrichtung einer Polizeidirektion in Fulda bezieht, unter Aufhebung 
dieſer Behörde zum 1. April 1916 außer Kraft tritt. Zugleich ermächtige Ich 
Sie, den Miniſter des Innern, die Ortspolizei in der Stadt Fulda von dem 
angegebenen Zeitpunkt ab der dortigen Stadtgemeinde zur eigenen Verwaltung 
nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften zu übertragen. 


Großes Hauptquartier, den 20. November 1915. 


Wilhelm. 
Lentze. v. Loebell. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter des Innern. 


or 
to 


Gefesfammlung 1915. (Mr. 11472—11474.) 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Dezember 1915, 
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Mr. 11473.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen des Verfahrens in Knapp⸗ 
ſchaftsangelegenheiten. Vom 5.2. Oktober 1915. 


Nachdem es ſich als wünſchenswert erwieſen hat, die Entſcheidung über knapp⸗ 
ſchaftliche Angelegenheiten aus dem Herzogtum Anhalt auf preußiſche Behörden 
zu übertragen, haben die zur Vereinbarung entſprechender Beſtimmungen be— 
ſtellten Kommiſſare, nämlich: : 
fir Preußen: 
der Wirkliche Geheime Oberbergrat Max Reuß 
und 
der Legationsrat Dr. Adolf Siedler, 
für Anhalt: 
der Regierungsrat Rudolf Müller, 
nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen: 


Artikel 1. 

In Angelegenheiten der knappſchaftlichen Verſicherung wird dem Königlich 
Preußiſchen Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. die ſchiedsgerichtliche 
Entſcheidung über die Berufungen übertragen, die gegen die im $ 70 Abſ. 2 
Satz 1 des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes vom 8. April 1914 (Nr. 1395 der 
Geſetzſammlung für das Herzogtum Anhalt) bezeichneten Entſcheidungen des Vor: 
ſtandes oder des Ausſchuſſes der anhaltiſchen Knappſchaftsvereine oder des an- 
haltiſchen Verſicherungsamts eingelegt werden. 

Dem Königlich Preußiſchen Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegen— 


heiten in Berlin wird die Entſcheidung über die Reviſion übertragen, die gegen 


die gemäß Abſ. 1 ergehenden Entſcheidungen des Knappſchaftsoberverſicherungs⸗ 
amts in Halle a. S. eingelegt wird. 

In Anhalt werden die zur Einführung der Berufung auf ſchiedsgerichtliche 
Entſcheidung erforderlichen Vorſchriften in Anlehnung an die Beſtimmungen des 
preußiſchen Knappſchaftsgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachungen vom 
17. Juni und 30. Dezember 1912 (Preußiſche Geſetzſamml. 1912 S. 137 und 
1913 S. 2) erlaſſen werden. 


Artikel 2. 

In Angelegenheiten der Reichsverſicherung iſt das Königlich Preußiſche 
Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. für die in Anhalt belegenen 
Betriebe, für deren Beſchäftigte die Norddeutſche Knappſchaftspenſionskaſſe in 
Halle a. S. die Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung beſorgt, nach Maf- 
gabe des Nachſtehenden zuſtändig. 
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Auf dem Gebiete der Krankenverſicherung: 

Das Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. entſcheidet an 
Stelle des allgemeinen Oberverſicherungsamts für das Herzogtum Anhalt 
bei Streit über Erſatzanſprüche 

a) zwiſchen anhaltiſchen Knappſchaftsvereinen untereinander oder zwiſchen 
einem anhaltiſchen und einem anderen Knappſchaftsverein oder einer 
beſonderen Krankenkaſſe (§ 5 des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes) nach 
den §§ 219, 220, 222, 224, 500 der Reichsverſicherungsordnung 
($ 15 Abſ. 1, 2 und 4 des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes) 

p) zwiſchen anhaltiſchen Knappſchaftsvereinen oder beſonderen Krankenkaſſen 
($ 5 des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes) und den Arbeitgebern nach 
den $$ 221, 222, 224, 500 Abf. 1 der Reichsverſicherungsordnung 
G 15 Abſ. 3, 4 des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes). 


Auf dem Gebiete der Unfallverſicherung: 


Das Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. iſt für die im Abſ. 1 
bezeichneten Betriebe zur Entſcheidung aller Streitigkeiten zuſtändig, die ſich 
aus Unfällen in einem dieſer Betriebe ergeben und nach der Neichsver- 
ſicherungsordnung im Spruchverfahren von dem Oberverſicherungsamte zu 
entſcheiden find. Die Zuſtändigkeit erſtreckt fic) auch auf Streitigkeiten über 
Leiſtungen, die nach $ 1551 der Reichsverſicherungsordnung als Leiſtungen 
der Krankenverſicherung gelten. Bei Erſatzſtreitigkeiten iſt die Zuſtändigkeit 


des Knappſchaftsoberverſicherungsamts nur begründet, wenn die Norddeutſche 


Knappſchaftspenſionskaſſe oder die Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft als Träger 
der Verſicherung in Betracht kommt. 

Im Beſchlußverfahren iſt das Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. 
an Stelle des allgemeinen Oberverſicherungsamts für das Herzogtum Anhalt 
zuſtändig, wenn es fic) um Angelegenheiten der im Abf. 1 bezeichneten 
Betriebe oder der Unternehmer dieſer Betriebe oder der Berufsgenoſſenſchaft 
handelt, ſoweit die Betriebe unter bergpolizeilicher Aufſicht ſtehen und der 
Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft angehören. 


Auf dem Gebiete der Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung: 


Das Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. iſt zur Entſcheidung 
aller nach der Reichsverſicherungsordnung von dem Oberverſicherungsamt 
im Spruchverfahren zu erledigenden anhaltiſchen Streitigkeiten zuſtändig, 
wenn die letzte, das Verſicherungsverhältnis begründende Beſchäftigung, die 
den Anlaß zur Entſcheidung gibt, in einem der im Abſ. 1 bezeichneten Be⸗ 
triebe ſtattgefunden hat und die Norddeutſche Knappſchaftspenſionskaſſe als 
Träger der Verſicherung in Betracht kommt. 2 

Dem Knappſchaftsoberverſicherungsamt in Halle a. S. kann eine weitere 


Zuſtändigkeit für das Herzogtum Anhalt durch Vereinbarung zwiſchen den 


beiderſeitigen Regierungen übertragen werden. 
: 52* 


160 == 
Artikel 3. 


Dem Königlich Preußiſchen Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegen⸗ 
heiten wird übertragen die Entſcheidung: 


1. von Streitigkeiten über die vermögensrechtliche Auseinanderſetzung zwiſchen 
einem anhaltiſchen Knappſchaftsverein und einem austrittsberechtigten Vereins— 
werk nach § 2 Abſ. 4 des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes, vorbehaltlich einer 
Verſtändigung der Beteiligten über eine ſchiedsrichterliche Erledigung; 


2. über die Beſchwerde gegen den Beſchluß, wodurch die Beſtätigung der Satzung 
eines Knappſchaftsvereins verſagt wird, nach § 6 Abſ. 3 des anhaltiſchen 
Knappſchaftsgeſetzes, jedoch nur inſoweit die dauernde Erfüllbarkeit der Leiſtungen 
der Penſionskaſſe in Frage fteht; 


3. über die Beſchwerde gegen den Beſchluß der Aufſichtsbehörde, wodurch die 
Schließung eines Knappſchaftsvereins oder einer beſonderen Krankenkaſſe oder 
die Vereinigung von Penſionskaſſen angeordnet iſt, nach § 47 Abſ. 3 des 
anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes, jedoch nur hinſichtlich der Frage, 

a) ob die dauernde Leiſtungsfähigkeit des Knappſchaftsvereins oder der 
beſonderen Krankenkaſſe derart gefährdet iſt, daß im Wege des § 41 
des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes eine dauernde Abhilfe nicht mehr 
zu erwarten iſt, 


p) ob die Vereinigung der Penſionskaſſen im Intereſſe der dauernden Sicher— 
ſtellung der Anſprüche der Mitglieder notwendig ift; 


4. über die Beſchwerde gegen die Verfügung der Oberbergbehörde, wodurch 
die Beſchlußfaſſung über die Abänderungen der Satzung nach § 41 Abſ. 1, 2 
des anhaltiſchen Knappſchaftsgeſetzes angeordnet wird. 


Artikel 4. 


Den Entſcheidungen ſind die in Anhalt geltenden oder noch zu erlaſſenden 
Geſetze und Verordnungen zugrunde zu legen. 

Das Verfahren vor dem Königlich Preußiſchen Knappſchaftsoberverſicherungs— 
amt in Halle a. S. und vor dem Königlich Preußiſchen Oberſchiedsgericht in 
Knappſchaftsangelegenheiten regelt ſich auch für die auf Grund dieſes Vertrags 
zu erledigenden Angelegenheiten nach den für beide Behörden im allgemeinen durch 
die Geſetze oder auf Grund der Geſetze getroffenen Beſtimmungen. 

Die Ausfertigung der Entſcheidungen erfolgt unter der Formel: 

„In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem König von Preußen 
und Seiner Hoheit dem Herzog von Anhalt abgeſchloſſenen Staatsvertrags 

vom 5.2. Oktober 1915, 
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Artikel 5. 

An der Wahl der Beiſitzer des Königlich Preußiſchen Knappſchaftsober⸗ 
verſicherungsamts in Halle a. S. nehmen die anhaltiſchen Knappſchaftsvereine 
nach Maßgabe der Reichsverſicherungsordnung und der auf Grund derſelben 
erlaſſenen Wahlordnung teil. 

Artikel 6. : 

Zu den Gerichtshaltungskoſten des Königlich Preußiſchen Knappſchafts— 
oberverſicherungsamts in Halle a. S. haben die anhaltiſchen Knappſchaftsvereine 
Beiträge zu leiſten. Der Bemeſſung der Beiträge werden die Koſten zugrunde 
gelegt, die nach Abzug der Einnahmen des Knappſchaftsoberverſicherungsamts 
verbleiben; ſie erfolgt nach dem Verhältnis, in welchem die Zahl der auf die 
einzelnen anhaltiſchen Knappſchaftsvereine entfallenden, im Kalenderjahr erledigten 
Streitſachen zur Geſamtzahl der von dem Knappſchaftsoberverſicherungsamt in 
demſelben Zeitraum erledigten Spruch- und Beſchlußſachen ſteht, durch den 
Königlich Preußiſchen Miniſter für Handel und Gewerbe oder die von ihm dazu 
ermächtigte Behörde. Dabei find zwei Beſchlußſachen einer Spruchſache gleichzu⸗ 
rechnen, Bruchzahlen bleiben außer Anſatz; die vom Knappſchaftsoberverſicherungs⸗ 
amt ohne Zuziehung von Beiſitzern erledigten Sachen werden nicht berückſichtigt. 

Die anhaltiſchen Knappſchaftsvereine haben ferner die beſondere Vergütung 
aufzubringen, die den Beamten des Königlich Preußiſchen Knappſchaftsober⸗ 
verſicherungsamts in Halle a. S. für die Bearbeitung von Angelegenheiten der 
anhaltiſchen Knappſchaftsvereine gewährt wird. Die Feſtſetzung der Vergütung 
erfolgt durch jeweilige Vereinbarung zwiſchen dem Königlich Preußiſchen Miniſter 
für Handel und Gewerbe und dem Herzoglich Anhaltiſchen Staatsminifterium; 
ſind an der Aufbringung des Betrags mehrere anhaltiſche Knappſchaftsvereine 
beteiligt, ſo erfolgt die Verteilung durch das Anhaltiſche Staatsminiſterium. 

Zu den Gerichtshaltungskoſten des Königlich Preußiſchen Oberſchiedsgerichts 
in Knappſchaftsangelegenheiten wird die Herzoglich Anhaltiſche Regierung für jede 
vom Oberſchiedsgericht erledigte anhaltiſche Reviſion oder Beſchwerde einen 
Betrag von 20 Mark beitragen. Dieſer Betrag kann durch Vereinbarung 
zwiſchen den beiderſeitigen Regierungen abgeändert werden. 


Artikel 7. 

Die durch die einzelnen Streitfälle erwachſenden Koſten des Verfahrens 
ſind von demjenigen Verſicherungsträger zu zahlen, deſſen Entſcheidung angefochten 
iſt, ſoweit die Koſten nicht Beteiligten zur Laſt gelegt werden, die ſie durch Mut⸗ 
willen, Verſchleppung oder Irreführung veranlaßt baben. ö 

Artikel 8. 

Das Recht der Aufſicht über das Königlich Preußiſche Knappſchaftsober⸗ 
verſicherungsamt in Halle a. S. und über das Königlich Preußiſche Oberſchieds— 
gericht in Knappſchaftsangelegenheiten ſteht ausſchließlich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu. 
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Ariel 
Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden ſollen ſobald 


als möglich in Berlin ausgetauſcht werden. Der Vertrag tritt einen Monat 


nach Austauſch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 
Die am Tage des Inkrafttretens in Anhalt anhängigen Sachen werden, 

1. wenn ſie bei einem allgemeinen Oberverſicherungsamt oder bei einem ordent⸗ 
lichen Gericht anhängig find, oder wenn eine Entſcheidung der Oberberg- 
behörde ergangen iſt, die der Anfechtung im ordentlichen Rechtsweg unter⸗ 
liegt, nach den bisher geltenden Vorſchriften erledigt, 

2. wenn fie bei der Oberbergbehörde, der Auffichtsbehörde für die Knappſchafts⸗ 
vereine oder bei dem Herzoglich Anhaltiſchen Staatsminiſterium anhängig find 
und darüber noch nicht entſchieden iſt, nach Maßgabe dieſes Vertrags erledigt 
und dieſerhalb an die nach dem Vertrage zuſtändige Behörde abgegeben. 

Jeder der vertragſchließenden Teile kann jederzeit zum Schluſſe eines 
Kalenderjahrs nach Einhaltung einer einjährigen Kündigungsfriſt von dem Ver⸗ 
trage zurücktreten. 

Zu Arkund deſſen haben die Kommiſſare dieſen Vertrag unterzeichnet und 
mit ihren Siegeln verſehen. 

Ausgefertigt in doppelter Urſchrift. 

Berlin, den 5. Oktober 1915. Deſſau, den 2. Oktober 1915. 

(L. S.) Max Reuß. (L. S.) Rudolf Müller. 

(L. S.) Adolf Siedler. 


(Nr. 11474.) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Anhalt 
am 5,/2, Oktober 1915 vereinbarten Staatsvertrags wegen des Verfahrens 
in Knappſchaftsangelegenheiten. Vom 11. Dezember 1915. 


. vorſtehend abgedruckte, am 5./2. Oktober 1915 zwiſchen Preußen und 


Anhalt vereinbarte Staatsvertrag wegen des Verfahrens in Knappſchaftsange⸗ 
legenheiten iſt ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden find auf dem Poſt⸗ 
weg in der Weiſe ausgetauſcht worden, daß die anhaltiſche Urkunde am 16. No⸗ 
vember 1915 in Berlin eingegangen iſt und die preußiſche Urkunde am 1. Des 
zember 1915 in Berlin abgeſandt worden iſt. 


Berlin, den 11. Dezember 1915. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung 
v. Jagow. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfanml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 18. Auguſt 
1915, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtge⸗ 
meinde Königsberg i. Pr. zur Herrichtung des von den Eiſenbahnanlagen 
eingeſchloſſenen Teiles des Südfrontgeländes im Weichbilde der Stadt 
als Induſtriegelände, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 
Königsberg Nr. 36 S. 512, ausgegeben am 4. September 1915, 

2. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguft 1914 (Ge: 
ſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 12. Oktober 
1915, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Aktienge⸗ 
ſellſchaft für Stickſtoffdünger in Knapſack für die Herſtellung einer Draht⸗ 
ſeilbahn zur Beförderung von Abfallprodukten, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung in Cöln Nr. 44 S. 309, ausgegeben am 30. OF 
tober 1915; 

der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 
(Geſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 
22. Oktober 1915, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an 
die Stadtgemeinde Charlottenburg zur Vergrößerung der Schmudanlagen 
des Witzlebenplatzes, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 49 S. 633, ausgegeben am 
4. Dezember 1915; 

4. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Ge 
ſetzſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 3. No- 
vember 1915, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die 
Stadtgemeinde Brieg zur Anlage eines Flugplatzes auf dem Gelände der 
Gemarkung Grüningen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung in 
Breslau Nr. 48 S. 522, ausgegeben am 27. November 1915. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 Je 
und 1884 bis 1913 zu 4,60 #4) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


